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Im Vierjahresrhythmus stel len wir 
fest, wie lächerlich die Österreichische 
Empörung über ein paar Mil lionen Eu­
ro Wahlkampfausgaben unserer Par­
teien sind . ln den amerikanischen Kon­
gress- und Präsidentschaftswahlen 
werden nach konservativen Berech­
nungen von den Kandidaten und Par­
teien vier Milliarden Dollar ausgegeben. 
Zumindest im Kongress g ibt es dafür 
keine öffentlichen Gelder, sondern aus­
schließlich private Spender. Wir belas­
sen es meist bei der angemessenen 
Ehrfurcht, ohne die systemischen Kon­
sequenzen für Politik und Wirtschaft als 
Teilbereiche der Gesellschaft zu hinter­
fragen. 

Nahe l iegend wäre die Vermutung, 
dass die permanent bezahlten Geld­
summen für politische Direktinvestitio­
nen und/oder für sich durch eine 
machtpolitische Umwegrentabilität loh­
nende Ausgaben ungleich höher als je­
ne für Wahlkampfmittel sind. Apropos 
Gleichheit: Wenn es in den USA Reich­
tumsexplosionen mit gigantischen Ge­
winnern gibt, muss es angesichts der 
sehr wechselhaften Wirtschaftsbilan­
zen parallel dazu ebenso große Verlie­
rer geben. 

Kevin Phil ipps liefert in seinem Buch 
Die amerikanische Geldaristokratie ei­
ne detail l ierte Analyse der Geschichte 
des Reichtums in  den USA vom 1 8 . 
Jahrhundert bis zur Gegenwart. Nicht 
zufällig ist dieser - so der erste Teil des 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Buches - in großen Wellen, beginnend 
mit Kriegsgewinnen nach dem Unab­
hängigkeits- und dem Bürgerkrieg, ent­
standen. I m  20. Jahrhundert folgten 
nach dem Ersten Weltkrieg 
* Reichtumsschübe mit zwischenzeit­

liehen Vermögenseinbrüchen ( 1 921 /  
22  und  nach dem Platzen der Spe­
kulationsblase 1 929/30), 

* in den dreißiger Jahren eine für die 
USA ihrer politischen Kultur wider­
sprechende New Deal-Gesetzgebung 
von Frankl in D. Roosevelt mit einer 
zentralistischen Steuerung von Wirt­
schafts- und Sozialpolitik, die auch 
auf der erstmaligen Frage nach einer 
demokratischen Verträglichkeit von ir­
rationalen Mi l l ioneneinkommen be­
ruhte, 

* ein neuerlicher Boom in den fünfziger 
und sechziger Jahren infolge der zu­
nehmenden Akzeptanz dieser Ein­
kommen und ihrer Demokratietaug­
l ichkeit, wodurch die Zahl der M i l l i­
onäre in den USA auf über 1 00.000 
kletterte, 

* Krisenjahre eines heimlichen Crash 
bis 1 982 zu Lasten der 250 Mil lionen 
Durchschnittsbürger, deren Einkom­
men sich bei gleichzeitig steigenden 
Konsumentenpreisen verringerte, 

* und schließl ich eine starke Vergrö­
ßerung der Geldvermögen seit 1 980. 
Es dauerte lange, bis die reichsten 

Amerikaner mit den Mil lionären in Eu­
ropa, wo Baron Rothschild als Inbegriff 
des Vermögens galt, mithalten konn­
ten. 1 790 betrug das größte Vermögen 
in den USA eine Million Dollar, das Ver­
hältnis gegenüber dem Durchschnitts­
vermögen von 250 Dollar lautete 
4.000: 1 .  1 848 und 1 868 durchbrachen 
John J. Astor und Cornelius Vanderbilt 
die 20- bzw. 40-Millionen-Grenze und 
die Relation gegenüber dem durch­
schnittlichen Haushaltsvermögen stieg 
auf 50.000 und 80.000: 1 .  
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Wirtschaft und Gesellschaft 

Phil ipps spricht von Freibeutern und 
industriellen Raubrittern mit geringfü­
gigen Lohngewinnen für Arbeiter und 
realen Einkommensverlusten der Far­
mer, verweist aber zugleich auf volks­
wirtschaftliche Leistungen des US-Ka­
pital ismus mit Namen wie Carnegie, 
Rockefeiler und Ford , der eine Verviel­
fachung des Bruttoinlandsproduktes 
und einen Überholprozess gegenüber 
Großbritannien und Deutschland be­
wirkte. Bill Gates aber besitzt heute ei­
ne dreisteilige Milliardensumme in Dol­
lar und damit um etwa 1 .500.000-mal 
mehr als ein Durchschnittshaushalt 

Das Gleichheitsargument bzw. das 
Fehlen desselben stellt eine traurige 
Konstante dar: 1 929 wie auch 2000 be­
saß das reichste Prozent der Bevölke­
rung über 40 Prozent der Vermögens­
werte in den USA. Zwischen 1 977 und 
1 994 sind die Nettoeinkommen des 
ärmsten Fünffels der US-Bevölkerung 
sogar um 1 6  Prozent gesunken, jene 
des obersten Fünffels aber um über 20 
Prozent und des obersten Hundertstels 
um 72 Prozent gestiegen. Das Durch­
schnittsvermögen von Weißen ist bis 
zu 1 0-mal höher als von Afro-Amerika­
nern und Hispanics. Der Preis für den 
amerikanischen Reichtum wird von ar­
men, überarbeiteten und gestressten 
Amerikanern benachtei l igter Ethnien 
bezahlt. Spitzenmanager verdienen mit 
Steigerungsraten von mehreren hun­
dert Prozent bis zu einer Mi l l iarde ( !) 
Dollar im Jahr; die Mindeststundenlöh­
ne betragen wenige Dollar: 

Der zweite Teil beschäftigt sich mit 
den Ursachen der Reichtumsentwick­
lung und ihren Gefahren .  Eine War­
nung für die USA müsste, so Phil ipps, 
sein ,  dass trad itionelle Weltwirt­
schaftsmächte wie Spanien, die N ie­
derlande und Großbritannien irgend­
wann ihren Zenith überschritten hatten. 
Die inakzeptable Polarisierung bei Ver-
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mögen und Einkommen gefiel den 
Reichsten auf Kosten ihrer Verän­
derungsbereitschaft Diese Ignoranz 
führte intern zu Reformdefiziten und ex­
tern zu mangelnder Wettbewerbsfä­
h igkeit 

Im Fall USA spielen der globale Füh­
rungsanspruch und der technologische 
Fortschritt eine besondere Rolle. Doch 
ist der Aufstieg zur Weltwirtschafts­
macht im Unterschied zur unbestreit­
baren militärischen Führungskraft un­
vollkommen. Das Leistungsbilanzdefi­
zit als Nettobetrag aus Exporten,  Im­
porten und Überseeeinkommen ver­
schlechtert sich häufig. Technologische 
Revolutionen bis hin zum I nternet las­
sen Spekulationsmanien entstehen, 
sorgen aber letztl ich dafür, dass den 
USA zunehmend übermächtige Riva­
len im Ausland entstehen. Klassische 
Beispiele sind das Platzen der ameri­
kanischen e-business-Biase bzw. der 
asiatische Aufschwung im Bereich der 
strategischen Kommunikationsindust­
rien. Als Pluspunkt ist den USA allen­
falls anzurechnen, dass sie im 21 . Jahr­
hundert - nach einer Schockphase in 
den Neunzigern - im Vergleich mit Eu­
ropa diese wirtschaftliche und techno­
logische Herausforderung offensiv an­
nehmen. 

Im dritten Teil schließlich geht es um 
die politikwissenschaftl iche Schlüssel­
frage, inwieweit Reichtum eine Demo­
kratie korrumpiert. Das kann auf vie­
lerlei Art geschehen , vor allem aber, 
wenn  Politiker vom Geld der Reichen 
abhängig sind. ln den USA sind große 
Einzelspender für die Mehrheit der 
Wahlkampfmittel politischer Kandida­
ten zuständig. Der Finanzbedarf für 
Wahlkampagnen und Regierungsarbeit 
als permanent campaigning in der 
Zwischenwahlzeit ist dramatisch ge­
stiegen. Ein siegreicher Bewerber um 
einen Sitz im Senat gibt fast 1 0 Mill io-
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nen Dollar aus, im Repräsentantenhaus 
etwa eine Mi l l ion. Die Mehrheit der 
Wahlkämpfe ohne Wettbewerbscha­
rakter mangels Herausforderer ist in  
solchen Durchschnittswerten einge­
rechnet, d .  h. in kompetitiven Wettbe­
werben kann es um dreisteil ige M i l l i­
onenbeträge gehen. Nicht vergessen 
werden darf, dass Wahlämter in den 
USA auch die Positionen von Richtern, 
Staatsanwälten und anderen Justizbe­
amten umfassen.  

Phil ipps' Zahlen reichen nur bis zum 
Wahljahr 2000, könnten aber problem­
los fortgeführt werden . ln 35 Fällen der 
Wahlkämpfe für das US-Repräsentan­
tenhaus gab es 2002 aus finanziellen 
Gründen keinen Gegenkandidaten,  in 
1 22 weiteren Fällen (von insgesamt 
435) verfügte der Herausforderer eines 
Amtsinhabers über keine bzw. weniger 
als 5.000 US-Dollar FinanzmitteL Letzt­
lich haben 2002 in 414 von 435 bzw. 26 
von 34 Wahlkämpfen für das Reprä­
sentantenhaus und den Senat jene 
Kandidaten gewonnen , die über mehr 
Finanzmittel verfügten. Fast 99 Prozent 
der Amtsinhaber, die im Mehrheitsfall 
über Finanzierungsvorteile im Ausmaß 
von mehr als 1 0 : 1  verfügten,  wurden 
wiedergewählt 

Die USA sind zur "Scheckbuchde­
mokratie" (Darrell M. West) geworden. 
80 Prozent der Amerikaner glauben, 
dass Politiker die Menschen und Grup­
pen ,  die für ihre Wahlkämpfe spen-

Wirtschaft und Gesellschaft 

den,  besonders begünstigen . Das 
passive Wahlrecht kann de facto nur 
noch von jenen ausgeübt werden, 
die über das nötige Geld verfügen. 
Folgerichtig ist es schwierig, der 
Schlussfolgerung von Kevin Phil ipps 
zu widersprechen, dass die USA ei­
ne Plutokratie darstellen , in der die 
Regierenden die Interessen der Rei­
chen zu Lasten der Regierten schüt­
zen .  

Die herausragende Leistung des 
Buches l iegt in seiner l nterdiszipli­
narität von Geschichte, Ökonomie 
und Politikwissenschaft, in der durch 
zahlreiche exemplarische Tabellen 
anschaulich aufbereiteten Datenfül­
le und im trotz aller Analysen lesba­
ren Erzählungsstil sowie in der Fä­
higkeit zu prognostischen Thesen.  
Wer das Buch lesen soll? Jeder, der 
über Gesellschaft und Politik in den 
USA sich eine kritische Meinung auf 
solider Basis bilden will , anstaU auf 
Stammtischniveau Vorurtei le über 
den reichen, hässlichen, ungebilde­
ten oder auf sonstige Art schlechten 
Amerikaner zu pflegen. Für kein an­
deres Land gilt, dass die Schere zwi­
schen vorlauten Meinungsäußerun­
gen einerseits und mangelhaftem 
Wissenstand andererseits so groß 
ist. Folgerichtig können wir uns alle 
als Zielpubl ikum angesprochen füh­
len. 

Peter Filzmaier 
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